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III. Handelsangelegenheiten. 


1. Handelsverkehr. 


Erl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 10. Auguſt 1926 Nr. III 7561, IIb — M. f. H., 
IE 503 M. d. J., betr. den Handel mit Edelmetallen, Edelſteinen und Perlen. 


Nach dem Geſetze zur Anderung des Geſetzes über den Verkehr mit Edel⸗ 
metallen, Edelſteinen und Perlen vom 29. Juni 1926 (RGBl. I S. 321) iſt eine Erlaubnis 
zum Handel mit dieſen Gegenſtänden nicht mehr erforderlich. Auch beſteht eine Buch⸗ 
führungspflicht für Händler mit Edelmetallen uſw. nur noch, ſoweit die Vorſchriften für den 
Geſchäftsbetrieb der Trödler auf ſie Anwendung finden. Für ſolche Händler wird das 
im Verlage der deutſchen Uhrmacher⸗Zeitung in Berlin C 2, Breite Straße 8/9, erſchienene, 
durch Erlaß vom 4. Auguſt 1923 (HSMBl. S. 295) zugelaſſene Ankaufs⸗ und Quittungs⸗ 
buch als ausreichender Erſatz des Geſchäftsbuches für Trödler anerkannt. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
J. A.: Gerbaulet. J. A.: Roedenbeck. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


Erl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 11. Auguſt 1926 Nr. III 7813, IIb — M. f. H., 
Il E 502 M. d. J., betr. den Verkehr mit unedlen Metallen. 


Das Geſetz über den Verkehr mit unedlen Metallen vom 23. Juli 1926 (RGBl. I 
S. 415), welches an die Stelle des gleichnamigen Geſetzes vom 11. Juni 1923 (RG Bl. I 
S. 366) und feiner Ergänzungsgeſetze vom 23. März und 26. Auguſt 1925 (RGBl. I S. 28 
und 320) getreten iſt, macht eine Anderung der preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen vom 
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21. Juni 1923 (HMBl. S. 217) erforderlich. Da die nach Artikel 40 der Verfaſſung des 
Freiſtaats Preußen vor Erlaß der neuen Ausführungsbeſtimmungen notwendige Anhörung 
des Staatsrats zur Zeit nicht möglich iſt, ordnen wir hiermit vorläufig an, daß an Stelle 
des Regierungspräſidenten (in Berlin des Oberpräſidenten) der Bezirksausſchuß auf Be⸗ 
ſchwerden über ablehnende Beſcheide auf Grund der 88 3 und 4 des Geſetzes entſcheidet. 
Damit iſt der Vorſchrift des § 3 Abſ. 3, wonach die Entſcheidung einer Inſtanz durch eine 
kollegiale Behörde erfolgen muß, genügt. 

Bei dieſer Gelegenheit machen wir darauf aufmerkſam, daß das im 8 7 des alten 
Geſetzes enthaltene Verbot der Weiterveräußerung der erworbenen Gegenſtände vor Ablauf 
von 3 Tagen beſeitigt iſt und daß auch der § 9 Abſ. 2 des alten Geſetzes, der ein Verbot 
der Weiterverwendung der zum Handel mit Metallen benutzten Räume nach erfolgter 
rechtskräftiger Verurteilung zuließ, geſtrichen iſt. Ferner ſind die Vorſchriften über das 
Verfahren bei der Verſagung und Zurücknahme der Beſcheinigung nach § 11 in einigen 
Punkten geändert. 

Endlich bemerken wir noch, daß die auf Grund des § 16 Abſ. 2 des alten Geſetzes 
ausgeſprochenen Verbote des Gewerbebetriebs im Umherziehen nur inſoweit in Geltung 
bleiben, als fie mit den Vorſchriften des 8 15 Abſ. 2 des neuen Geſetzes vereinbar find, 
daß ſie ſich alſo nicht auf den Handel mit altem Hausgerät oder Hausgerätabfällen aus 
unedlen Metallen beziehen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
J. V.: Dönhoff. J. A.: Roedenbeck. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten 
in Berlin und die Bezirksausſchüſſe. 


1. Sonſtige Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 9. Auguſt 1926 Nr. III 7776/26, 16 2467, Va 13 305, 
M. f. H., II G 1623 M. d. J., betr. Polizeiverordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen. 

Auf Grund des § 136 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (GS. S. 195) haben wir die im Abdruck beigefügte Abänderung der Polizei⸗ 
verordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen vom 14. September 1905 (HMBl. S. 282) 
erlaſſen. Sie betrifft insbeſondere die Beförderung von Sprengſtoffen auf Kraftwagen. 

Wir erſuchen, die Polizeiverordnung dem Amtsblatt als Anlage beizufügen. Die 
Herſtellung und Zuſendung der hierfür erforderlichen Abdrucke wird der mitunterzeichnete 
Miniſter des Innern veranlaſſen. — Von den Amtsblättern, denen die neue Polizeiver⸗ 
ordnung beigefügt und in denen hierauf beſonders hinzuweiſen fein wird, find dem mit⸗ 
unterzeichneten Miniſter für Handel und Gewerbe je zwei Stücke demnächſt zu überſenden. 

Die außerpreußiſchen Länder erhalten durch den Herrn Reichsminiſter des Innern 
Kenntnis vom Exlaß dieſer Polizeiverordnung. 

Abdrucke für die Gewerbeaufſichtsbeamten und die Landräte Ihres Bezirks find 
beigefügt. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
J. A.: Gerbaulet. J. A.: Roedenbeck. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Abdruck überſenden wir zur Kenntnis. 
Abdrucke für die Bergrevierbeamten ſind beigefügt. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
J. A.: Gerbaulet. J. A.: Roedenbeck. 


An die Oberbergämter. 
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Abänderung 
der 


Polizeiverordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen. 


Auf Grund des § 136 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (GS. S. 195) wird der Abſchnitt II — Beſondere Beſtimmungen für den 
Landverkehr — der Polizeiverordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen vom 14. Sep⸗ 
tember 1905 (HMBl. S. 282) 


(Zuſatz bei Königsberg, Gumbinnen, Allenſtein, Marienwerder, Potsdam, Frankfurt a. D 
Stettin, Köslin, Stralſund, Schneidemühl, Breslau, Liegnitz, Oppeln, Magdeburg, Merſe⸗ 
burg, Erfurt, Schleswig, Hannover, Hildesheim, Lüneburg, Stade, Osnabrück, Aurich, 
Minden, Sigmaringen:) 

unter Aufhebung der dritten Abänderung vom 10. Juli 1923 — III 5239, Va 6169, 
1G 829 M. f. H.; II E 186 M. d. J. — 

(bei allen Regierungspräfidenten übereinſtimmend:) 

geändert wie folgt: 

A. Der § 7 der Polizeiverordnung erhält folgenden Wortlaut: 
1. Die Mitbeförderung unbeteiligter Perſonen auf Fuhrwerken, welche Spreng⸗ 
ſtoffe befördern, iſt verboten. 
B. Im 8 10 iſt im Abſ. 1 hinter dem Worte „Gegenſtänden“ und im Abſ. 2 hinter 
den Worten „für Feuerwaffen“ jedesmal einzuſchalten: 
„auf dem gleichen Fahrzeug“. 
6. Im § 11 Ab. 4 iſt der folgengende zweite Satz einzuſchalten: 
„In beſonderen Fällen (3.8. bei Aufruhr, Unruhen) kann die Landes ⸗ 


polizeibehörde oder mit ihrer Ermächtigung eine nachgeordnete Behörde an- 
ordnen, daß die Flagge vorübergehend entfernt werden darf.“ 


(Bei den eingangs erwähnten Regierungspräſidenten:) 
D. 1. Der & 17a der Polizeiverordnung erhält folgende Faſſung: 

(Bei den übrigen Regierungspräſidenten und dem Polizeipräſidenten zu Berlin:) 
D. 2. Nach § 17 der Polizeiverordnung wird folgender $ 17 a eingeſchaltet: 


(Bei allen Regierungspräſidenten übereinſtimmend:) 

Die Beförderung von Sprengſtoffen auf Laſtkraftwagen iſt, wenn nicht die 
Ausnahmebeſtimmungen in $ 7 Ziffer 3 und § 19 Platz greifen, unter den in der Anlage 
angegebenen Bedingungen zuläſſig. Dieſe Bedingungen enthalten auch die einſchlägigen 
Vorſchriften aus den 88 7, 8, 9, 10, 11 Abſ. 4, 12, 14, 17, 17a Abſ. 2 und 3, 18 und 19 
dieſer Verordnung. 

Die Landespolizeibehörden können beſtimmte Wege für den Kraftwagenverkehr mit 
Sprengſtoffen überhaupt oder bedingungsweiſe verbieten. Dieſe Verbote werden in den 
Regierungsamtsblättern bekannt gemacht. Die Vorſchrift im § 13 Abſ. 1 gilt für die Be⸗ 
förderung von Sprengſtoffen auf Kraftwagen nicht. Die Fahrgeſchwindigkeit von Kraft⸗ 
wagen oder Kraftwagenzügen, welche Sprengſtoffe führen, darf, ſoweit nicht andere Vor⸗ 
ſchriften geringere Geſchwindigkeiten fordern, nicht mehr als 20 km in der Stunde betragen. 
Für Kraftwagen bis zu 5,5 t Geſamtgewicht, die mit Luftbereifung verſehen ſind, kann 
eine Geſchwindigkeit bis 30 km. Std. durch die Landespolizeibehörde zugelaſſen werden. 


nage 
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(Bei allen Regierungspräſidenten übereinſtimmend:) 
E. Der $ 19 der Polizeiverordnung erhält folgende Faſſung: 


Ausnahmen von den vorſtehenden Beſtimmungen über den Landverkehr ſind ohne 
weiteres in folgenden Fällen zuläſſig: 


ll. 


2. 


Für die Beförderung von Sprengſtoffproben bis zu einem Gewicht 
bon 0,5 kg nach Laboratorien zum Zwecke der chemiſchen Unterſuchung 
finden unter der Vorausſetzung, daß die Proben durch eine zuverläſſige Perſon 
befördert werden, von den Vorſchriften des Abſchnitts II nur die Beſtimmungen 
des § 10 Anwendung. Die Sprengſtoffprobe ift, wenn fie nicht aus unverletzten 
Patronen beſteht, in ſauberes Papier ſo einzuwickeln, daß bei der Beförderung 
keine Sprengſtoffteile aus dem Päckchen herauskommen können. Dieſes Päckchen 
oder die unverletzten Patronen ſind in ein kleines dichtes Holzkiſtchen unter 
Ausfüllung der Hohlräume mit Holzwolle oder einem ähnlichen elaſtiſchen Stoffe 
ſo feſt zu verpacken, daß in keiner Weiſe in dem Kiſtchen eine Bewegung des 
Inhalts möglich iſt. Das Kiſtchen iſt gut zu verſchließen. 

Die Verpackungsvorſchriften des § 6 finden keine Anwendung. 

Offentliche Straßenverkehrsmittel dürfen für die Beförderung dieſer 

Sprengſtoffproben nach Laboratorien nicht benutzt werden. 
Für die Beförderung von Sprengſtoffproben bis zu einem Gewicht 
von 10 kg von Bergwerken nach amtlichen oder amtlich anerkannten 
Prüfſtellen (Verſuchsſtrecken oder ähnlichen Prüfungsanſtalten) zur Prüfung 
finden unter der Vorausſetzung, daß die Sprengſtoffproben von einer zuverläſſigen, 
von der Bergwerksverwaltung ausdrücklich damit beauftragten Perſon befördert 
werden, die Verpackungsvorſchriften im § 6 und die Beförderungsvorſchriften 
des Abſchnitts II keine Anwendung Offentliche Straßenverkehrsmittel dürfen 
auch in dieſem Falle für die Beförderung nicht benutzt werden. Die Proben 
(Patronen) ſind möglichſt in ihrer Urſprungsverpackung (Paket) zu belaſſen. 
Soweit es ſich um angebrochene Pakete handelt, ſind die Patronen zu feſt 
gepackten Paketen zu vereinigen. Die Pakete ſind in einem widerſtandsfähigen 
Behälter unter Ausfüllung der Zwiſchenräume mit Holzwolle, Papier oder 
einem ähnlichen elaſtiſchen Stoffe jo zu verpacken, daß fie in keiner Weiſe in 
dem Behälter ſich bewegen können. Der Behälter iſt für den Transport ſicher 
zu verſchließen. 

Sind außer den Sprengſtoffproben zugleich mit dieſen auch Sprengkapſeln 
zur Prüfſtelle (Verſuchsſtrecke) zu befördern, fo darf deren Zahl nicht über 
10 hinausgehen. Die Sprengkapſeln ſind, jede für ſich, in weiches Papier ein⸗ 
zuwickeln und ſodann in eine Blech- oder Pappſchachtel unter Ausfüllung aller 
verbleibenden Zwiſchenräume mit feinem Sägemehl, Papier oder ähnlichen 
elaſtiſchen Stoffen ſo ſeſt zu verpacken, daß ſie ſich nicht bewegen können. Statt 
deſſen können die Sprengkapſeln auch in Holzklötzchen mit Bohrungen und 
Schiebedeckel verpackt werden, wenn eine Sicherung gegen Verſchieben in gleich 
zuverläſſiger Weiſe erfolgt. Die Schachtel oder die Holzklötzchen find nach Auf- 
bringen des Deckels (bei Schachteln unter Verſchnürung) in einem beſonderen 
Behälter in derſelben Weiſe zu verpacken wie die kleinen Sprengſtoffproben 
(Nummer 1). Das Zuſammenpacken von Sprengkapſeln und Sprengmitteln in 
denſelben Behälter iſt unter allen Umſtänden unzuläſſig. — Sind nur Spreng⸗ 
kapſeln und keine Sprengmittel zwecks Prüfung nach amtlichen oder amtlich 
anerkannten Verſuchsſtrecken zu befördern, ſo ſind ſie in ihren vorgeſchriebenen 
Verpackungsſchachteln zu belaſſen (bei angebrochenen Schachteln unter Ausfüllung 
der bei dichter ſtehender Anordnung der Kapſeln verbleibenden Hohlräume mit 
feinem Sägemehl oder weichem Papier und nach Wiederaufſetzen und Verſchnüren 
des Schachteldeckels) und in einem widerſtandsfähigen Behälter ſicher zu verpacken. 

Die Behälter mit Sprengſtoffen und Sprengkapſeln müſſen während der 
Fahrt beſtändig unter Aufſicht der Begleitperſon bleiben. 

Wird für die Beförderung ein Kraftwagen (Perſonen⸗ oder Laſtkraftwagen) 
benutzt, ſo darf die Fahrgeſchwindigkeit nicht größer als 30 km in der Stunde ſein. 


Für andere als die in den Nummern 1 und 2 erwähnten Beförderungen von 


Sprengſtoffen in Mengen von nicht mehr als 35 kg Rohgewicht finden von den 
Vorſchriften des Abſchnitts II nur die 88 7 bis 10 Anwendung. 
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4. Für die Beförderung von Sprengſtoffen in dringenden Fällen allgemeiner Gefahr, 
z. B. bei Eisſtopfungen, finden, wenn zuverläſſige Begleitung vorhanden iſt, 
Ausnahmen von der Beſtimmung im Abſatz 1 ebenſo wie von den Beſtimmungen 
in § 8 Abſ. 2 dritter Satz und Abſ. 3, 8 10, S 11 Abſ. 1 bis 3, § 13 
Abſ. 1, § 14, § 15 und § 16 ſtatt. Wenn nur ein einziges Fuhrwerk verfügbar 
gemacht werden kann, wenn alſo Sprengſtoffe und Sprengkapſeln auf demſelben 
Fahrzeug untergebracht werden müſſen, ſo ſind die vorſchriftsmäßig gepackten 
vollen Schachteln mit Sprengkapſeln (oder angebrochene Schachteln nach ſorg— 
fältiger Ausfüllung des bei ſtehender dichter Anordnung der Sprengkapſeln in 
den Schachteln verbleibenden Hohlraums mit feinem Sägemehl, Papier oder 
einem ähnlichen elaſtiſchen Stoff und nach Aufſetzen des Schachteldeckels) in ein 
kleines Holzkäſtchen unter ſorgfältiger Ausfüllung der Hohlräume mit Holzwolle 
oder einem ähnlichen elaſtiſchen Stoffe ſo feſt zu verpacken, daß die Schachteln 
in dem Käſtchen in keiner Weiſe ſich bewegen können. Das Käſtchen iſt feſt zu 
Verſchließen (aber nicht mit Nägeln, ſondern mit Schrauben oder durch ſicheres 
Umſchnüren) und während des Transportes an einem um den Hals oder über 
die Schultern zu legenden Riemen oder Gurt zu tragen. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt ſofort in Kraft. 
Berlin, den 9. Auguſt 1926. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
J. A.: Gerbaulet. J. A.: Roedenbeck. 
Anlage 


zu $ 17a der Polizeiverordnung. 


Bedingungen 
für die 


Beförderung von Sprengſtoffen auf Laſtkraftwagen gemäß 8 17a der Polizei— 
verordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen. 


Außer den Vorſchriften der Verordnung über Kraftfahrzeugverkehr vom 5. Dezember 1925 
(RG Bl. I S. 439) und der ſpäteren Nachträge dazu gelten für Laſtkraftwagen, welche zur 
Beförderung von Sprengſtoffen beſtimmt ſind, und für die dazu gehörigen Anhängewagen 
die nachſtehend unter A wiedergegebenen Beſtimmungen der §8 7, 8, 9, 10, 11 bj. 4, 
12, 14, 17, 17a Abſ. 2 und 3, 18 und 19 der Polizeiverordnung über den Verkehr mit 
Sprengſtoffen und außerdem die unter B und © angeführten Sondervorſchriften: 


A. Aus der Polizeiverordnung über den Verkehr mit Sprengſtoffen. 
9 7 
Die Mitbeförderung unbeteiligter Perſonen auf Fuhrwerken, welche Sprengſtoffe 
befördern, iſt verboten. . 
88. 


Bei dem Verpacken und dem Verladen, ſowie bei dem Abladen und Auspacken darf 
Feuer oder offenes Licht nicht gehalten, Tabak nicht geraucht werden. 

Das Verladen und Abladen hat unter ſorgfältiger Vermeidung von Erſchütterungen 
zu erfolgen. Die Verſendungsſtücke dürfen deshalb nie gerollt oder abgeworfen werden. 
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Das Verladen nitroglyzerinhaltiger Sprengſtoffe auf Fuhrwerke und das Abladen von 
ſolchen darf nur an Rampen oder gleichwertigen Einrichtungen unter Benutzung von weichen 
Unterlagen ſtattfinden. Das Auf- und Abladen darf nur von zuverläſſigen unterrichteten 
Perſonen und unter Aufſicht erfolgen. 

Soll das Verladen oder Abladen ausnahmsweiſe nicht vor der Fabrik oder dem 
Lagerraum oder innerhalb dieſer Räume geſchehen, ſo iſt hierzu die Genehmigung der 
Ortspolizeibehörde einzuholen. 


8 
Die Verſendungsſtücke müſſen auf dem Fuhrwerke ſo feſt verpackt werden, daß ſie 
gegen Scheuern, Rütteln, Stoßen, Umkanten und Herabfallen aus ihrer Lage geſichert ſind, 
insbeſondere dürfen Tonnen nicht aufrecht geſtellt, müſſen vielmehr gelegt und durch Holz— 
unterlagen unter Haar⸗ oder Strohdecken gegen jede rollende Bewegung geſichert werden. 


9 

Sprengſtoffe dürfen nicht mit Zündhütchen, Zündpräparaten oder ſonſtigen leicht 
entzündlichen oder ſelbſtentzündlichen Gegenſtänden auf dem gleichen Fahrzeug zuſammen 
verladen werden. 

Die im 8 2 Ziffer 2 und 3 aufgeführten Stoffe dürfen nicht mit Pulver, Spreng- 
ſalpeter, brennbarem Salpeter ($ 2 Ziffer 1), Kartuſchen, Petarden, Feuerwerkskörpern, 
Zündungen ($ 2 Ziffer 4), oder mit Patronen für Feuerwaffen auf dem gleichen Fahrzeug 
zuſammen verladen werden. 


I Wh 4. 

Die Fuhrwerke müſſen als Warnungszeichen eine von weitem erkennbare, ſtets aus⸗ 
geſpannt gehaltene ſchwarze Flagge mit einem weißen P führen. In beſonderen Fällen 
(3. B. bei Aufruhr, Unruhen) kann die Landespolizeibehörde oder mit ihrer Ermächtigung 
eine nachgeordnete Behörde anordnen, daß die Flagge vorübergehend entfernt werden darf. 


8 12. 
Fuhrwerke, welche Sprengitoffe führen, dürfen niemals ohne Bewachung bleiben. 
Auf denſelben darf Feuer oder offenes Licht nicht gehalten, Tabak nicht geraucht 
werden. Auch in der Nähe der Fuhrwerke iſt das Anzünden von Feuer oder Licht ſowie 
das Tabakrauchen verboten. 


8 14. 

Bei jedem Aufenthalt von mehr als einer halben Stunde iſt eine Entfernung von 
mindeſtens 300 m von Fabriken, Werkſtätten und bewohnten Gebäuden einzuhalten. 

Die Ortspolizeibehörde darf, falls eine geeignete Halteſtelle in ſolcher Entfernung 
nicht zu finden iſt, geſtatten, daß eine Halteſtelle in einer geringeren, wenn aber nicht ein 
anderer Schutz geboten iſt, mindeſtens 200 m betragenden Entfernung von Fabriken, Werk⸗ 
ſtätten und bewohnten Gebäuden gewählt wird. 

Bei einem Aufenthalte von mehr als einer halben Stunde in der Nähe von Ort- 
ſchaften iſt überdies der Ortspolizeibehörde tunlichſt ſchleunig Anzeige zu erſtatten; die 
Ortspolizeibehörde hat darauf die ihr notwendig erſcheinenden Vorſichtsmaßregeln zu treffen. 


. 

Werden zur Beförderung von Sprengſtoffen Fuhrwerke verwendet, welche mit feſten, 
dicht ſchließenden und feuerſicher hergeſtellten, während des Transports unter Verſchluß 
gehaltenen Wagenkaſten verſehen find, fo finden hinſichtlich der Beförderung ſolcher Trans⸗ 
porte nur die Vorſchriften im § 11 Abſ. 4, § 12 und § 14 Anwendung, und zwar die des 
$ 14 mit der Maßgabe, daß die regelmäßig einzuhaltende Entfernung 200 m beträgt. 


8 17a. 
Die Landespolizeibehörden können beſtimmte Wege für den Kraftwagenverkehr mit 
Sprengſtoffen überhaupt oder bedingungsweiſe verbieten. Dieſe Verbote werden in den 
Regierungsamtsblättern bekanntgemacht. 
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Die Vorſchrift im § 13 Abſ. 1 gilt für die Beförderung von Sprengſtoffen auf Straft- 
wagen nicht. Die Fahrgeſchwindigkeit von Kraftwagen oder Kraftwagenzügen, welche 
Sprengſtoffe führen, darf, ſoweit nicht andere Vorſchriften geringere Geſchwindigkeiten 
fordern, nicht mehr als 20 km in der Stunde betragen. Für Kraftwagen bis zu 5, 1 
Geſamtgewicht, die mit Luftbereifung verſehen find, kann eine Geſchwindigkeit bis 30 km/ Std. 
durch die Landespolizeibehörde zugelaſſen werden. 


§ 18. 

Gerät eine Sprengſtoffſendung unterwegs in einen Zuſtand, daß der weitere Verſand 
bedenklich erſcheint, ſo hat die Ortspolizeibehörde, welcher von dem Transportführer tunlichſt 
ſchleunig Anzeige zu erſtatten iſt, die zur gefahrloſen weiteren Behandlung der Sendung 
nötigen Anordnungen zu treffen, und zwar je nach den Umſtänden unter Zuziehung eines 
auf ihre Aufforderung von dem Abſender zu entſendenden Sachverſtändigen. 

Iſt Gefahr im Verzuge, ſo erfolgt die Vernichtung der Sprengſtoffe durch die Polizei⸗ 
behörde auf Koſten des Abſenders ohne vorherige Benachrichtigung desſelben, wenn möglich 
nach der Angabe und unter Aufficht eines Sachverſtändigen. 


SR). 

1. Für die Beförderung von Sprengſtoffproben bis zu einem Gewicht von 0,5 kg 
nach Laboratorien zum Zwecke der chemiſchen Unterſuchung finden unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Proben durch eine zuverläſſige Perſon befördert werden, von den Vor⸗ 
ſchriften des Abſchnitts II nur die Beſtimmungen des § 10 Anwendung. Die Sprengſtoff⸗ 
probe iſt, wenn ſie nicht aus unverletzten Patronen beſteht, in ſauberes Papier ſo einzu⸗ 
wickeln, daß bei der Beförderung keine Sprengſtoffteile aus dem Päckchen herauskommen 
können. Dieſes Päckchen oder die unverletzten Patronen ſind in ein kleines dichtes Holz⸗ 
kiſtchen unter Ausfüllung der Hohlräume mit Holzwolle oder einem ähnlichen elaſtiſchen 
Stoffe ſo feſt zu verpacken, daß in keiner Weiſe in dem Kiſtchen eine Bewegung des In— 
halts möglich iſt. Das Kiſtchen iſt gut zu verſchließen. 

Die Verpackungsvorſchriften des § 6 finden keine Anwendung. 

Offentliche Straßenverkehrsmittel dürfen für die Beförderung dieſer Sprengitoff- 
proben nach Laboratorien nicht benutzt werden. 


2. Für die Beförderung von Sprengſtoffproben bis zu einem Gewicht von 10 kg 
von Bergwerken nach amtlichen oder amtlich anerkannten Prüfſtellen (Verſuchs⸗ 
ſtrecken oder ähnlichen Prüfungsanſtalten) zur Prüfung finden unter der Vorausſetzung, 
daß die Sprengſtoffproben von einer zuverläſſigen, von der Bergwerksverwaltung aus⸗ 
drücklich damit beauftragten Perſon befördert werden, die Verpackungsvorſchriften im § 6 
und die Beförderungsvorſchriſten des Abſchnitts II keine Anwendung. Offentliche Straßen⸗ 
verkehrsmittel dürfen auch in dieſem Falle für die Beförderung nicht benutzt werden. Die 
Proben (Patronen) find möglichſt in ihrer Urſprungsverpackung (Paket) zu belaſſen. So⸗ 
weit es ſich um angebrochene Pakete handelt, ſind die Patronen zu feſt gepackten Paketen 
zu vereinigen. Die Pakete ſind in einem widerſtandsfähigen Behälter unter Ausfüllung 
der Zwiſchenräume mit Holzwolle, Papier oder einem ähnlichen elaſtiſchen Stoffe ſo zu 
verpacken, daß ſie in keiner Weiſe in dem Behälter ſich bewegen können. Der Behälter iſt 
für den Transport ſicher zu verſchließen. 

Sind außer den Sprengſtoffproben zugleich mit dieſen auch Sprengkapſeln zur Prüf- 
ſtelle (Verſuchsſtrecke) zu befördern, fo darf deren Zahl nicht über 10 hinausgehen. Die 
Sprengkapſeln ſind, jede für ſich, in weiches Papier einzuwickeln und ſodann in eine Blech⸗ 
oder Pappſchachtel unter Ausfüllung aller verbleibenden Zwiſchenräume mit feinem Säge⸗ 
mehl, Papier oder ähnlichen elaſtiſchen Stoffen ſo feſt zu verpacken, daß ſie ſich nicht be⸗ 
wegen können. Statt deſſen können die Sprengkapſeln auch in Holzklötzchen mit Bohrungen 
und Schiebedeckel verpackt werden, wenn eine Sicherung gegen Verſchieben in gleich zu- 
verläſſiger Weiſe erfolgt. Die Schachtel oder die Holzklötzchen ſind nach Aufbringen des 
Deckels (bei Schachteln unter Verſchnürung) in einem beſonderen Behälter in derſelben 
Weiſe zu verpacken und zu tragen, wie die kleinen Sprengſtoffproben (Nummer 1). Das 
Zuſammenpacken von Sprengkapſeln und Sprengmitteln in denſelben Behälter iſt unter 
allen Umſtänden unzuläſſig. — Sind nur Sprengkapſeln und keine Sprengmittel zwecks 
Prüfung nach amtlichen oder amtlich anerkannten Verſuchsſtrecken zu befördern, ſo ſind ſie 
in ihren vorgeſchriebenen Verpackungsſchachteln zu belaſſen (bei angebrochenen Schachteln 
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unter Ausfüllung der bei dichter ſtehender Anordnung der Kapſeln verbleibenden Hohl⸗ 
räume mit feinem Sägemehl oder weichem Papier und nach Wiederaufſetzen und Ver— 
ſchnüren des Schachteldeckels) und in einem widerſtandsfähigen Behälter ſicher zu verpacken. 
Die Behälter mit Sprengſtoffen und Sprengkapſeln müſſen während der Fahrt be- 
ſtändig unter Aufſicht der Begleitperſon bleiben. 
Wird für die Beförderung ein Kraftwagen (Perſonen- oder Laſtkraftwagen) benutzt, 
ſo darf die Fahrgeſchwindigkeit nicht größer als 30 km in der Stunde ſein. 


3. Für andere als die in den Abſätzen 1 und 2 erwähnten Beförderungen von Spreng 
ſtoffen in Mengen von nicht mehr als 35 kg Rohgewicht finden von den Vorſchriften des 
Abſchnitts II nur die 88 7 bis 10 Anwendung. 


4. Für die Beförderung von Sprengſtoffen in dringenden Fällen allgemeiner Gefahr, 
3. B. bei Eisſtopfungen, finden, wenn zuverläſſige Begleitung vorhanden iſt, Ausnahmen 
von den Beſtimmungen im Abſatz 1 ebenſo wie von den Beſtimmungen in 88 Abf. 2 
dritter Satz und Abſ. 3, § 10, § 11 Abſ. 1 bis 3, § 13 Abſ. 1, § 14, § 15 und 8 16 
ſtatt. Wenn nur ein einziges Fuhrwerk verfügbar gemacht werden kann, wenn alfo Spreng⸗ 
ſtoffe und Sprengkapſeln auf demſelben Fahrzeug untergebracht werden müffen, jo find die 
vorſchriftsmäßig gepackten vollen Schachteln mit Sprengkapſeln (oder angebrochene Schachteln 
nach ſorgfältiger Ausfüllung des bei ſtehender dichter Anordnung der Sprengkapſeln in 
den Schachteln verbleibenden Hohlraume mit feinem Sägemehl, Papier oder einem ähnlichen 
elaſtiſchen Stoff und nach Aufſetzen des Schachteldeckels) in ein kleines Holzkäſtchen unter 
ſorgfältiger Ausfüllung der Hohlräume mit Holzwolle oder einem ähnlichen elaſtiſchen Stoffe 
ſo feſt zu verpacken, daß die Schachteln in dem Käſtchen in keiner Weiſe ſich bewegen 
können. Das Käſtchen iſt feſt zu verſchließen (aber nicht mit Nägeln, ſondern mit Schrauben 
oder durch ſicheres Umſchnüren) und während des Transportes an einem um den Hals 
oder über die Schultern zu legenden Riemen oder Gurt zu tragen. 


B. Sondervorſchriften für Laſtkraftwagen mit Verbrennungs⸗ 
Kraftmaſchinen. 


a) Die Beförderung kann auf dem Kraftwagen ſelbſt oder auf dem Anhängewagen 
oder auf beiden ſtattfinden, jedoch mit der Maßgabe, daß Schwarzpulver und ſchwarzpulver⸗ 
ähnliche Sprengſtoffe nur auf dem Anhänger und niemals auf dem Kraftwagen mitgeführt 
werden dürfen. Kraftwagenzüge mit mehreren Anhängern dürfen nur ausnahmsweiſe mit 
ausdrücklicher Genehmigung der zuſtändigen Landespolizeibehörde zur Sprengſtoffbeförderung 
benutzt werden (vgl. auch § 25 Abſ. 4 und 5 der Verordnung über Kraftfahrzeugverkehr 
vom 15. März 1923, RGBl. S. 175). 

b) Sprengſtoffe dürfen auf Kraftwagen oder deren Anhängern nur befördert werden, 
wenn die Wagenkäſten allſeitig geſchloſſen, dicht und widerſtandsfähig aus mindeſtens 2 em 
dicken Brettern hergeſtellt und außen allſeitig, einſchließlich Boden und Decke, mit Eiſen⸗ 
blech dicht bekleidet ſind. 

Die Decken der Wagenkäſten dürfen abnehmbar ſein, wenn die Verbindung zwiſchen 
der Decke und den Seitenwänden eine dauernd ſichere Dichtheit und eine zuverläſſige Ver⸗ 
riegelung gegen Abheben der Wagendecke von außen her gewährleiftet. 

e) Der Motor mit dem Vergaſer muß ſich vorn am Kraftwagen befinden, er muß 
von dem Führerſitz durch eine eiſerne oder eine hölzerne, auf der Motorſeite mit ſtarkem 
Eiſenblech bekleidete Schutzwand (Spritzwand) getrennt ſein. N 

d) Der Kraftſtoffbehälter iſt unter dem Führerſitz anzuordnen. Er muß von dem 
Bodenblech des Führerhauſes durch einen Luftraum getrennt ſein. Der den Kraftſtoff⸗ 
behälter umgebende Führerſitz iſt aus ſtarkem Hartholz oder aus Weichholz mit einer 
äußeren Bekleidung von Aſbeſtpappe und darüber Eiſenblech herzuſtellen. Die Rückwand 
des Führerhauſes iſt aus Eiſenblech herzuſtellen oder aus Holz und mit Eiſenblech zu 
bekleiden und ſo tief wie möglich nach unten durchzuführen. 

e) In der Rohrleitung zwiſchen dem Kraftſtoffbehälter und dem Vergaſer muß dicht 
am Behälter eine Abſperrvorrichtung vorhanden ſein, die zweckmäßig vom Führerſitz aus 
ſchnell und leicht geſchloſſen werden kann. Die Füllöffnung des Behälters iſt durch ein 
auswechſelbares, feinmaſchiges Drahtnetz gegen das Hineinſchlagen von Flammen zu ſichern. 

) Vor dem Führerſitz des Kraftwagens muß ein zuverläſſiger Geſchwindigkeitsmeſſer 
mit einer deutlich erkennbaren Marke bei der Höchſtgeſchwindigkeit von 20 Kilometern in 
der Stunde vorhanden ſein. 
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g) Kraftwagen und Anhänger müſſen gut gefedert fein und Gummibereifung haben. 

h) Der Anhänger muß mit dem Kraftwagen elaſtiſch gekuppelt ſein. Die Kupplung 
muß ſich leicht und ſchnell löſen laſſen. 

i) Jeder Kraftwagen iſt mit mindeſtens zwei wirkſamen Handfeuerlöſchern, von denen 
einer ein Trocken⸗ und einer ein Naßfeuerlöſcher ſein muß, und außerdem mit einer Kiſte 
mit trockenem Sand oder dergl. in ſolcher Anordnung auszurüſten, daß die Löſchmittel 
jederzeit gebrauchsfertig zur Hand ſind. Die Anordnung beſonderer ſelbſttätiger oder durch 
einen einfachen Handgriff leicht und ſchnell zu betätigender Vergaſerbrandlöſcher iſt zweck— 
mäßig, kann aber die vorſtehend geforderten Handfeuerlöſcher nicht entbehrlich machen. 

Vor Antritt jeder Fahrt hat ſich der Kraftwagenführer von der ordnungsmäßigen 
Beſchaffenheit der Handfeuerlöſcher zu überzeugen. Die Handfeuerlöſcher müſſen gegen 
ſtarke Erſchütterungen unempfindlich ſein und auch bei ſtarkem Froſt wirkſam bleiben. 

Der Transport muß außer von dem Kraftwagenführer ſtets von einem zweiten, mit 
den Beſonderheiten des Sprengſtofftransportes vertrauten Manne begleitet ſein, der, wenn 
ein Anhänger mitgeführt wird, auf dieſem ſeinen Sitz haben muß. Bei ſtillhaltenden 
Wagen muß der Führer oder der Begleitmann zur Bewachung zurückbleiben. 


6. Sondervorſchriften für elektriſch angetriebene Kraftwagen. 


Für elektriſch angetriebene Kraftwagen gelten nur die unter k, g, h und k aufgeführten 
Beftimmungen des vorſtehenden Abſchnitts B. 


Bekanntmachung, betr. Ungültigkeitserklärung verlorengegangener Sprengſtoff⸗ 
Erlaubnisſcheine. 


Die von dem Gewerberat in Wiesbaden für den Bauunternehmer Ferdinand 
Robert Trapp in Rüdesheim unter Nr. 45 des Verzeichniſſes, dem Gewerberat des 
Gewerbeaufſichtsamts Aachen I für den Apotheker Micheels in Aachen unter Nr. 3 
(Muſter B) und dem Gewerberat in Kiel für den Nieter Auguſt Duggen in Kiel unter 
Nr. 100 (Muſter O) ausgeſtellten Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheine find verloren gegangen und 
werden hiermit für ungültig erklärt. Die von dem Gewerberat in Hagen für den Schacht⸗ 
meiſter Wenzel Bradler in Hagen i. W. unter Nr. 206 (Muſter A), dem Gewerberat in 
Siegen für den Bergmann Karl Schneider in Bürbach unter Nr. 88 (Muſter A) und 
dem Gewerberat des Gewerbeauſſichtsamts Aachen II für den Steinbruchbeſitzer Franz 
Joſeph Becker in Hahn bei Walheim (Landkreis Aachen) unter Nr. 148 (Muſter B) aus⸗ 
geſtellten Sprengſtoff⸗Erlaubnisſcheine find wegen Unzuverläſſigkeit der Inhaber zurüd- 
gezogen worden und haben ihre Gültigkeit verloren. 


Berlin, den 17. Auguſt 1926. 
Zugleich für den Miniſter des Innern 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


J. A.: Gerbaulet. 
III 7500, LG M. f. H. — II G 1449 M. d. J. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H. vom 16. Auguſt 1926 Nr. 2B. J 1780, betr. ſtatiſtiſche Aufnahme der 
preußiſchen Verſorgungsberechtigten. 


Auf die in Nr. 29 des Preußiſchen Beſoldungsblattes vom 2. Auguſt 1926 angeordnete 
ſtatiſtiſche Aufnahme der preußiſchen Verſorgungsberechtigten, RdErl. des 
Herrn F. M. namens des Preuß. Staatsminiſteriums vom 22. Juli 1926 — 17656 b, 
wird beſonders hingewieſen. 


J. A.: Gerbaulet. 
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2. Verkehrs angelegenheiten. 


RdErl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 5. Auguſt 1926 Nr. V 9618 u. II M 35 Nr. 129, 
betr. Ausbildung der Kraftfahrzeugführer. 


In dem Runderlaß vom 5. Juni 1926 — V 3762/IV 4745 u. II V 35 Nr. 89 (MBliV. 
S. 579; ſ. auch S. 698) haben wir beſtimmt, daß zu den Reviſionen der Ausbildungs⸗ 
unternehmen für Kraftfahrzeugführer eine Sachverſtändigen⸗Kommiſſion hinzuzuziehen iſt, 
der für die Arbeitnehmer ein Vertreter des Reichsverbandes der Berufskraftfahrer im 
Deutſchen Verkehrsbund angehören ſoll. Dieſe Beſtimmung ergänzen wir dahin, daß bei 
der Auswahl des Vertreters der Arbeitnehmer außer dem Reichsverband der Berufs⸗ 
kraftfahrer im Deutſchen Verkehrsbund auch die Reichsabteilungsſtelle der Berufs vereinigung 
Deutſcher Kraftfahrer in Frankfurt a. M., Kaiſerſtr. 2, zu beteiligen iſt. Um zu verhüten, 
daß bei der Auswahl eines Vertreters dieſer Verbände in den einzelnen Bezirken Unzu⸗ 
träglichkeiten entſtehen, iſt den Verbänden anheimzugeben, ſich über die Wahl des Vertreters 
untereinander zu verſtändigen und den Betreffenden alsdann der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde namhaft zu machen. 

Hierbei kemerken wir, daß durch die Hinzuziehung von Vertretern der Verbände 
(auch der in dem Runderlaß vom 5. Juni 1926 genannten) der Staatskaſſe Koſten nicht 
erwachſen dürfen. Die Verbände tragen die Koſten ſelbſt. 


An die Regierungspräſidenten und den Polizeipräſidenten in Berlin. 


RdErl. d. M. f. H. u. d. M. d. J. vom 19. Auguſt 1926 Nr. V 8854, III 7191 u. II M 59 Nr. 20, 
betr. Wandergewerbeſchein für die Veranſtaltung von Flugtagen durch Luftfahrt⸗ 
unternehmungen. 


Ein Einzelfall, in dem die Polizeiverwaltung die Auffaſſung vertrat, daß ein Luftfahrt⸗ 
unternehmen, das zum Luftverkehr und zur gewerbsmäßigen Perſonenbeförderung im ganzen 
Deutſchen Reich zugelaſſen iſt, zur Veranſtaltung von Flugtagen in anderen Orten als dem 
des ſtändigen Sitzes des Unternehmens eines Wandergewerbeſcheines bedürfe, hat Ver⸗ 
anlaſſung gegeben, eine Klärung dieſer Frage herbeizuführen. Die gewerbsmäßige Ver⸗ 
anſtaltung von Schauflügen mit Luftſchiffen, Flugzeugen und Freiballonen war vor dem 
Inkrafttreten des Luftverkehrsgeſ. v. 1. Auguſt 1922 (RGBl. I S. 681) allerdings als 
Schauſtellung im Sinne des § 55 Ziff. 4 der RG. wandergewerbeſcheinpflichtig, ſofern 
ſie außerhalb des Gemeindebezirkes des Wohnortes des Unternehmens und ohne Begründung 
einer gewerblichen Niederlaſſung ſtattfand. Mit dem Inkrafttreten des Luftverkehrsgeſetzes 
hat ſich dieſe Rechtslage jedoch geändert. Der 8 11 dieſes Geſetzes ſchreibt ſowohl für Unter⸗ 
nehmen, die gewerbsmäßig Perſonen oder Sachen durch Luftfahrzeuge befördern (Luft⸗ 
fahrtunternehmen) als auch für öffentliche Veranſtaltungen im Dienſte des Wettbewerbs 
oder der Schauluſt, woran Luftſchiffe, Flugzeuge oder Ballone beteiligt ſind (Luftfahrt⸗ 
veranſtaltungen), eine beſondere Genehmigung vor. Für eine Anwendung der Vorſchriften 
der Gewerbeordnung auf dieſe Veranſtaltungen bleibt daher kein Raum. An Stelle des 
bis zum Inkrafttreten des Luftverkehrsgeſetzes für die bezeichneten Veranſtaltungen erforder⸗ 
lichen Wandergewerbeſcheins tritt vielmehr für ſolche Veranſtaltungen die nach § 11 dieſes 
Geſetzes vorgeſchriebene Genehmigung. 

Im Einvernehmen mit dem Reichsverkehrsmin. und dem Reichswirtſchaftsmin. wird 
daher die Frage, ob zur Veranſtaltung von Flugtagen durch ein Luftfahrtunternehmen in 
anderen Orten als dem des ſtändigen Sitzes des Unternehmens ein Wandergewerbeſchein 
erforderlich iſt, verneint, ſoweit der vom Luftfahrtunternehmen veranſtaltete Flugtag ent⸗ 
weder der Ausübung des genehmigten gewerbsmäßigen Luftverkehrs dient oder eine öffent⸗ 
liche Veranſtaltung im Dienſte des Wettbewerbs oder der Schauluſt iſt, für die eine beſon⸗ 
dere Genehmigung erteilt iſt. 

Wir erſuchen, die unterſtellten Polizeibehörden, ſoweit fie das MBHR. nicht halten, 
entſprechend in Kenntnis zu ſetzen. 


An die Regierungspräſidenten, den Polizeipräſidenten hier und die Ortspolizeibehörden. — 
Den Oberpräſidenten (außer Schneidemühl und Charlottenburg) und dem Polizeipräſidenten 
(Luftüberwachungsabteilung) hier, zur Kenntnisnahme. 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten, 


Allgemeine Angelegenheiten. 


Erl. d. M. f. H. vom 16. Auguſt 1926 Nr. IV 10 858, betr. Ausbildung von Turnlehrern 
für Berufs⸗ und Fachſchulen. 

Die Einführung des Pflichtunterrichts in Turn⸗ und Leibesübungen macht an den 
mir unterſtellten Berufs⸗ und Fachſchulen erfreuliche Fortſchritte. Neuerdings hat u. a. 
auch die Stadt Berlin beſchloſſen, pflichtmäßigen Turnunterricht an den Berufsſchulen 
erteilen zu laſſen. Es entſteht dadurch ein großer Bedarf an ausgebildeten Lehrkräften, 
und es iſt daher ſehr erwünſcht, daß auch den Handelslehrern und Handelslehrerinnen, 
Gewerbelehrern und Gewerbelehrerinnen die Möglichkeit geboten wird, ſich zu Turn⸗ 
und Sportlehrern (lehrerinnen) auszubilden. 

Der Herr Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung hat ſich auf meine 
Anregung hin bereit erklärt, die Beſtimmungen für die Aufnahme in die Staatlichen Lehr⸗ 
gänge entſprechend zu ergänzen. Es gelten jetzt folgende Beſtimmungen, entſprechend dem 
Erlaß vom 3. Juli 1926 — UI Nr. 2123: 

1. Zur Ausbildung als Turn⸗ und Sportlehrer auf der Preußiſchen Hochſchule 
für Leibesübungen (Landesturnanſtalt) in Spandau können künftig auch Handels⸗ 
lehrer und Handelslehrerinnen, ſowie Gewerbelehrer und Gewerbelehrerinnen 
zugelaſſen werden. 

2. Zu den Seminaren und Lehrgängen zur Ausbildung von Turnlehrerinnen 
können auch Handels⸗ und Gewerbelehrerinnen zugelaſſen werden. 

3. In den ſtaatlichen Lehrgängen der Hochſchulen zur Ausbildung von Studierenden 
als Turn- und Sportlehrer können auch zugelaſſen werden, ſoweit Einrichtungen 
dafür vorhanden ſind: 

a) Studierende des Handelslehramts der Handelshochſchule in Berlin und 
Königsberg und der fozial- und wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Fakultäten in 
Frankfurt a. M. und Köln, die die Erſatzreifeprüfung noch nicht ab⸗ 
gelegt haben. 

b) Handels⸗ und Gewerbelehrer (und -Iehrerinnen), die an dem Orte des 
Lehrgangs oder in deſſen näherer Umgebung angeſtellt oder beſchäftigt 
ſind oder dort ihren Wohnſitz haben. 


J. V.: Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abteilung III, 
Berlin⸗Lichterfelde. 


Erl. d. M. f. H. vom 6. Auguſt 1926 Nr. IV 11007, betr. berufspädagogiſche Woche. 


Der Verband Deutſcher Reklamefachleute veranſtaltet in der Zeit vom 4. bis 
9. Oktober d. J. an der Handelshochſchule in Berlin eine berufspädagogiſche Woche, die 
nicht nur für Reklamefachleute, ſondern auch für Handelslehrer beſtimmt iſt. Sie ſoll 
geeigneten bereits vorgebildeten Lehrperſonen mit den neueren Beſtrebungen auf dem 
Gebiete des Werbeweſens bekannt machen und Anregungen für die unterrichtliche Ver⸗ 
wertung geben. 

Eine zweite berufspädagogiſche Woche findet ebenfalls an der Handelshochſchule in 
Berlin vom 1. bis 6. November d. J. ſtatt. Sie iſt für Handelslehrer und Handels⸗ 
lehrerinnen beſtimmt, die Unterricht in Klaſſen für Verkäufer und Verkäuferinnen erteilen. 
U. a. wird behandelt werden Organiſation, Warenhandel, Verkaufskunde, Geſchmacksbildung. 
Schulbeſichtigungen in Berliner Schulen werden ſich anſchließen. Die Teilnahme an den 
berufspädagogiſchen Wochen iſt unentgeltlich, Beihilfen können den Teilnehmern von mir 
nicht bewilligt werden. 

Anmeldungen für die im Oktober ſtattfindende Woche ſind an die Geſchäftsſtelle des 
Verbandes Deutſcher Reklamefachleute, Berlin W 35, Potsdamer Str. 48, und für die im 
November ſtattfindende Woche an das Sekretariat der Handelshochſchule in Berlin C2, 
Spandauer Str. 1 (nicht vor dem 1. September) zu richten. 


J. A.: Jordan. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium Abteilung III 
Berlin⸗Lichterfelde. 
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Erl. d. M. f. H. vom 11. Auguſt 1926 Nr. IV 11553, Ia, betr. Unterricht über 
Poſtverſendungsvorſchriften. 


Von der Deutſchen Reichspoſt wird durch Veröffentlichungen in den Zeitungen, durch 
Bekanntmachungen in den Poſtſchalterräumen, durch Vermerke und Stempelabdrucke auf⸗ 
Briefſendungen, durch mündliche und ſchriftliche Einwirkung auf die Geſchäfts⸗ und Handels⸗ 
welt und auf jede ſonſt geeignete Weiſe immer wieder darauf hingewieſen, wie die ordnungs- 
mäßige Abwicklung der Briefzuſtellung durch die Sendungen mit mangelhaften und un⸗ 
vollſtändigen Aufſchriften beeinträchtigt wird. Leider haben dieſe Bemühungen bisher 
keinerlei Erfolg gehabt; nach einer kürzlich nur bei den größeren Poſtämtern erfolgten 
Zählung können allein bei dieſen täglich rund 150 000 Briefſendungen wegen ungenügender 
Anſchrift beim erſten Zuſtellverſuch nicht zugeſtellt werden. Über 40 000 hiervon müſſen 
täglich zurückgeſandt werden, weil die Ermittlung der Wohnung auf Grund von Adreß⸗ 
büchern, durch Nachfragen uſw. trotz aller Mühe nicht gelingt, und viele Tauſende von 
dieſen Sendungen fallen ſogar der Vernichtung anheim, weil auch der Abſender nicht zu 
ermitteln iſt. Es leuchtet ein, welche ungeheure Mühe und welchen Aufwand an Zeit, 
Beamtenkräften und Koſten es erfordert, täglich ſolche Maſſen von mangelhaften Sendungen 
zu bearbeiten. Meiſtens tritt natürlich auch eine Verzögerung in der Zuſtellung ein. 

Das Beſtreben der Deutſchen Reichspoſt, die Offentlichkeit mit den wichtigſten Be⸗ 
ſtimmungen über die Poſtſendungen, insbeſondere mit denen, die für die beſchleunigte Be⸗ 
förderung und Aushändigung von Bedeutung ſind, vertraut zu machen, ſollen dadurch ge⸗ 
fördert werden, daß die betreffenden Beſtimmungen in Berufs⸗ und Fachſchulen im Rahmen 
des Lehrplanes zum Gegenſtand der Belehrung gemacht werden. Die Reichspoſt hat ein 
Merkblatt „Poſtverſendungsvorſchriften, die häufig nicht beachtet werden“ herſtellen laſſen 
und durch Verfügung Nr. 243, Amtsblatt des Reichspoſtminiſteriums Nr. 45 S. 266 die 
Poſtämter angewieſen, den Schulen ſolche Blätter unentgeltlich zur Verfügung zu ſtellen. 
Ich erſuche die Leiter der mir unterſtellten Fach⸗ und Berufsſchulen, die notwendige Anzahl 
dieſer Blätter von den Poſtämtern am Schulorte anzufordern und ihre Verwendung im 
Unterricht zu veranlaſſen. Namentlich in kaufmänniſchen Berufsſchulen, Handelsſchulen 
und höheren Handelsſchulen wird ſich ohne weiteres Gelegenheit bieten, die Vorſchriften 
zweckentſprechend zu verwerten. Das Merkblatt iſt der durch die Konferenzordnung vom 
5. April 1923 (IV 4914) geforderten Sammlung von Lehrmitteln einzureihen. 


J. V. Dönhoff. 


An die Herren Regierungspräſidenten und das Provinzial⸗Schulkollegium, Abt. III, 
Berlin⸗Lichterfelde. 


VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Sammlung wichtiger Verwaltungsgeſetze. Bd. 4. Verwaltungszwangs— 
verfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen. Nachtrag und Deckblätter Juli 1926. 
Bd. 5. Handbuch der Verwaltungsgebühren. Nachtrag und Deckblätter 
Oktober 1925 bis Juli 1926 und Nachtrag zur Eichgebührenordnung vom 24. Mai 1924. 
Von Max Hahn. Verlag von Max Halle, Berlin. 
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